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1 Hintergrund  

τ 

1.1 Nachhaltigkeit als Orientierungspunkt für das öffentliche 

Handeln  

τ 

1.1.1 Ein Ansatz, der auf gesundem Menschenverstand basiert 

Sich für nachhaltige Entwicklung einzusetzen bedeutet, einen pragmatischen Weg ein-

zuschlagen, um das zu bewahren, was wirklich zählt: intakte natürliche Ressourcen 

und eine Wirtschaft als Fundament einer Gesellschaft, in der niemand Mangel leiden 

muss. Diese Aufgabe ist leicht zu beschreiben, aber anspruchsvoll in der Umsetzung ς 

und gerade deshalb inspirierend, weil sie Innovation, Unternehmergeist und Koopera-

tion fördert. 

Einerseits müssen die grundlegenden Bedürfnisse aller Menschen ς heute und in Zu-

kunft ς gedeckt sein, etwa der Zugang zu Nahrung, Gesundheitsversorgung, Wohn-

raum, Heizung und Arbeit. Andererseits müssen menschliche Aktivitäten wie Raum-

planung, Landwirtschaft, Produktion, Mobilität und Konsum die regenerativen Fähig-

keiten der Erde respektieren. 

Als Ansporn zum Tätigwerden und Orientierungspunkt für das öffentliche Handeln ist 

die nachhaltige Entwicklung in der Verfassung des Kantons Freiburg verankert (Art. 3 

Abs. 1 Bst. h KV) und wird durch das Gesetz über die Organisation des Staatsrates und 

der Verwaltung (Art. 3 Abs. 1 Bst. a SVOG) und die Verordnung über die Nachhaltig-

keitsgovernance konkretisiert. 

1.1.2 Nachhaltige Entwicklung als institutioneller Wert  

Gestützt auf das institutionelle und rechtliche Fundament hat der Kanton Freiburg eine 

Strategie Nachhaltige Entwicklung 2021ς2031 verabschiedet, die sich an der 

Agenda 2030 der UNO und der Strategie des Bundes orientiert. Die kantonale Strategie 

legt 31 allgemeine Ziele fest, die sich auf die Umwelt, den Wohlstand oder die Men-

schenrechte beziehen, die wiederum in spezifische Ziele unterteilt sind. Diese Ziele 

dürfen nicht isoliert betrachtet werden. Sie überschneiden sich und beeinflussen sich 

gegenseitig. 

Der Staat trägt bereits teilweise dazu bei, diese Ziele zu erreichen, und zwar auf der 

Grundlage von Gesetzen, Verordnungen, Reglementen, Richtlinien oder thematischen 

Strategien (z. B. Gesetz über die Abfallbewirtschaftung oder Plan Senior+). Die kanto-

nale Strategie Nachhaltige Entwicklung berücksichtigt dies, indem sie die relevanten 

rechtlichen und strategischen Grundlagen auflistet, ohne die durchgeführten Aktivitä-

ten detailliert aufzuführen, was von geringem Mehrwert und sehr aufwendig wäre. 

Diese gesetzliche und strategische Verankerung allein reicht jedoch nicht aus, um die 

Ziele der Strategie zu erreichen, weshalb ein operativer Teil mit zwei aufeinanderfol-

genden Aktionsplänen vorgesehen wurde. Der erste Aktionsplan umfasst den Zeitraum 

2021ς2026, der zweite Aktionsplan erstreckt sich von 2027 bis 2031 (Abb. A). Die 
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Verkettung von zwei Aktionsplänen ermöglicht es, agil zu bleiben und die Ressourcen 

auf die effizienteste Weise zuzuteilen, die mit der Aktualität und der Entwicklung des 

kantonalen Kontexts übereinstimmt. 

 
Abbildung A 

Der operative Teil fungiert je nach Themenfeld entweder als zentraler oder als ergän-

zender Hebel zu bestehenden Planungen. Wo dies zutrifft, wird die entsprechende the-

matische Planung genannt und die Verbindung zum vorliegenden Aktionsplan in der 

Massnahme angegeben. 

In bestimmten Bereichen ist kein weiterer operativer Impuls erforderlich. Die Tatsache, 

dass beispielsweise keine der Massnahmen in diesem Aktionsplan vorrangig mit dem 

Unterziel 13.1 (Bekämpfung der globalen Erwärmung) in Verbindung gebracht wird, 

bedeutet also nicht, dass der Kanton in diesem Bereich nichts unternimmt. Es ist viel-

mehr so, dass die Umsetzung der Klimapolitik nun über den kantonalen Klimaplan 

erfolgt. 

Schliesslich stellen einige der Massnahmen des neuen Aktionsplans 2027ς2031 Ele-

mente von Antworten auf parlamentarische Vorstösse dar. 

1.1.3 Es gibt viele Gründe zu handeln 

Die Ziele der Strategie Nachhaltige Entwicklung erfordern ein langfristiges Engage-

ment und können zumeist nicht innerhalb von sechs Jahren erreicht werden. Der erste 

Aktionsplan hatte das klare Ziel, als Katalysator für Veränderungen der Praktiken zu 

wirken. Er sollte nicht innerhalb weniger Jahre alles verändern, sondern innovative 

Impulse für die Politik geben, Ideen testen und eine neue Normalität entstehen lassen. 

Dieser erste Aktionsplan hat mit begrenzten Mitteln konkrete Ergebnisse erzielt. Mit 

dem zweiten Aktionsplan sollen die erzielten Effekte stabilisiert und die Bemühungen 

dort fortgesetzt werden, wo weiterhin Herausforderungen bestehen. 

Junge Menschen sind nach wie vor anfällig, insbesondere für Schwierigkeiten bei der 

beruflichen Eingliederung sowie im Bereich der psychischen Gesundheit und des ris-

kanten Verhaltens, was die Bedeutung einer frühzeitigen Prävention unterstreicht. 

Frauen sind nach wie vor mit Ungleichheiten in der Arbeitswelt konfrontiert, während 

prekarisierte Personen, insbesondere bescheiden lebende Rentnerinnen und Rentner, 

Schwierigkeiten beim Zugang zu ihren Rechten haben. Der Druck auf die natürlichen 

Ressourcen ς künstliche Bodenbedeckung, Trinkwasserknappheit, geringe Recycling-

raten ς stellt uns vor ökologische und wirtschaftliche Herausforderungen. Zudem 
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werden einzelne Politikbereiche noch immer zu isoliert geführt, was die bereichsüber-

greifende Berücksichtigung wichtiger Herausforderungen wie Gleichstellung, Migra-

tion oder Alter behindert, obwohl die Bevölkerung immer schneller altert. 

Der Aktionsplan 2027ς2031 versucht, diese Probleme systematisch anzugehen, indem 

er dem Silodenken entgegenwirkt und Massnahmen vorsieht, die mehrere Herausfor-

derungen gleichzeitig angehen. Beispielsweise führt die Förderung der Kreislaufwirt-

schaft zu weniger Abfall, geringeren Emissionen und einer sicheren Versorgung mit 

Ressourcen und fördert gleichzeitig Beschäftigung und Wachstum. Ebenso stärkt die 

Ausbildung arbeitsloser Menschen in den Umwelt- oder Pflegeberufen die verfügbaren 

Kompetenzen und trägt dazu bei, die Arbeitslosigkeit zu senken. Um einen solchen 

systemischen Ansatz zu verdeutlichen, sind die drei Ziele, zu denen jede Massnahme 

des vorliegenden Aktionsplans beiträgt, durch farbige Logos, die aus der Agenda 2030 

der UNO übernommen wurden, klar gekennzeichnet. 

1.2 Aktionsplan 2027 ς2031: ein klares Vorgehen  

τ 

1.2.1 Die erwarteten Auswirkungen 

Der Aktionsplan 2027ς2031 strebt konkrete ökologische, soziale und wirtschaftliche 

Ergebnisse an, die mit den Grundsätzen der nachhaltigen Entwicklung im Einklang 

stehen und die sekundären Nutzen maximieren. 

Ein Teil der Massnahmen konzentriert sich unter der Berücksichtigung ökologischer 

und wirtschaftlicher Herausforderungen auf die Verbesserung der Lebensqualität und 

des sozialen Zusammenhalts. Dies gilt beispielsweise für die Entwicklung von Ar-

beitsintegrationsmassnahmen im Umwelt- oder Pflegebereich oder die Stärkung des 

Freiburger Netzwerks von Freiwilligen, die sich in Millionen von Arbeitsstunden für 

die Natur oder für die Unterstützung von Menschen einsetzen, was den Staat entlastet. 

Einige kombinieren Auswirkungen auf die körperliche und geistige Gesundheit sowie 

auf die Umwelt. Dies gilt für Präventionsmassnahmen, die auf Einweg-E-Zigaretten 

oder exzessive Bildschirmnutzung abzielen, ebenso wie für die Anwendung des Kon-

zepts der Schwammstadt. 

Die Gesundheit und das Wohlbefinden gefährdeter Bevölkerungsgruppen ς insbeson-

dere junger und betagter Menschen ς nehmen im Aktionsplan einen zentralen Platz 

ein. Die eingeleiteten Schritte zur Förderung der Bildung für nachhaltige Entwicklung 

werden fortgesetzt. Dieser Schwerpunkt ermöglicht es Kindern und Jugendlichen, Fä-

higkeiten zu entwickeln, die für die Bewältigung der aktuellen wirtschaftlichen und 

ökologischen Herausforderungen nützlich sind, wie z. B. gemeinsam an konkreten Lö-

sungen zu arbeiten oder die Zusammenhänge zwischen verschiedenen Problemen zu 

verstehen, um bessere Entscheide treffen zu können. Diese Beiträge wirken sich positiv 

auf alle Ziele der Agenda 2030 aus. Mehrere Massnahmen zielen auch auf die Präven-

tion von Gewalt und Diskriminierung ab, sei es in der Schule, in Jugendeinrichtungen 

oder in den Familien, in der Hoffnung, dass sich dies positiv auf die psychische Ge-

sundheit der Jugendlichen auswirkt. Die Unabhängigkeit älterer Menschen ist ein wei-

teres wichtiges Thema des Plans. Um dies zu erreichen, werden Massnahmen kombi-

niert: angepasstes Wohnangebot, Hilfsdienste für ältere Menschen, Verbesserung der 
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Zugänglichkeit der öffentlichen Verkehrsmittel, mit dem gemeinsamen Ziel, den be-

troffenen Personen die Möglichkeit zu geben, möglichst lange zu Hause zu bleiben. 

Alle tragen auch dazu bei, dass städtische Räume inklusiver und besser an die unter-

schiedlichen Bedürfnisse angepasst werden. 

Die Förderung von zugänglichen, integrativen und umweltfreundlichen städtischen 

Räumen ist ebenfalls ein wichtiger Schwerpunkt des Aktionsplans. Mehrere Massnah-

men zielen darauf ab, diese Orientierung zu stärken: Ermutigung von Bauherrschaften 

gemeinnütziger Einrichtungen zur Integration von Nachhaltigkeitskriterien, Versteti-

gung der Rolle der Antenne Nachhaltige Quartiere als Beratungsstelle für Gemeinden 

und Förderung der Entwicklung von nachhaltigen Quartieren auf Grundstücken, die 

Gegenstand strategischer Überlegungen des Staats sind. Die Pionierarbeit des ersten 

Aktionsplans wird fortgesetzt, insbesondere um die Ökosystemleistungen des Bodens 

in die Raumplanung einzubeziehen, Gemeinden in der Berücksichtigung der Biodiver-

sität auf lokaler Ebene zu schulen und sie bei der integrierten Wasserwirtschaft zu un-

terstützen. Diese Ansätze ermöglichen die Planung von Lebensräumen, die besser an 

die Umweltherausforderungen, die Bedürfnisse der Bewohnerinnen und Bewohner 

und die langfristigen wirtschaftlichen Zwänge angepasst sind. 

Ein Teil des neuen Aktionsplans ist der Orientierung und Unterstützung von Wirt-

schaftsakteurinnen und Ȥakteuren gewidmet: Dazu gehören die Einführung lokaler 

kurzer Lieferketten, Projekte zur Verbesserung der Akzeptanz von Tourismusaktivitä-

ten durch die lokale Bevölkerung, die Förderung der beruflichen Beteiligung von 

Frauen im Hinblick auf eine höhere Produktivität, die Unterstützung der Beschäfti-

gungsfähigkeit von Jung und Alt, nachhaltige öffentliche Beschaffungen, Informations-

instrumente für Unternehmen über die CSR, die Aktualisierung und Umsetzung der 

Freiburger Roadmap für die Kreislaufwirtschaft sowie die Entwicklung von Ökoparks 

für die Industrie. All diese Massnahmen fördern die Widerstandsfähigkeit und Innova-

tion der Freiburger Wirtschaft und entlasten somit langfristig den Staat. 

Der neue Aktionsplan wirkt somit bereichsübergreifend auf Themen, die oft getrennt 

behandelt werden. Er schlägt insbesondere vor, Herausforderungen wie Gleichstellung, 

Jugend oder Alterung in anderen Bereichen der öffentlichen Politik wie Bildung, Pla-

nung oder Wohnungsbau zu behandeln. Dieser sektorübergreifende Ansatz ermöglicht 

es, Silo-Logiken zu überwinden und Massnahmen zu koordinieren, was Effizienzge-

winne mit sich bringt. 

1.2.2 Gesamtbetrag 

Die Umsetzung des Aktionsplans 2027ς2031 wird auf 12,3 Millionen Franken ge-

schätzt. 

1.2.3 Eine lohnende Investition 

Die Investition in einen Aktionsplan für nachhaltige Entwicklung ist kein Luxus, son-

dern eine wirtschaftliche und rationale Entscheidung, welche die Zukunft vorbereitet 

und gleichzeitig die künftigen öffentlichen Lasten verringert. Eine vorausschauende 

Analyse der erwarteten Auswirkungen mehrerer Massnahmen des Aktionsplan 2027ς

2031, die qualitativ auf der Grundlage von Studien und Interviews durchgeführt 

wurde, zeigt dies. 
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In der Regel sind Präventivmassnahmen für den Staat wesentlich kostengünstiger als 

Korrekturmassnahmen, die erst später in der Wirkungskette umgesetzt werden. So ge-

hören Präventivmassnahmen, insbesondere im Gesundheitsbereich, langfristig zu den 

kosteneffizientesten: jeder Franken, der in die Alkoholprävention investiert wird, spart 

23 Franken ein; im Falle der Tabakprävention sind es bis zu 41 Franken. Sucht, körper-

liche Inaktivität und Fettleibigkeit kosten die Schweizer Wirtschaft aufgrund von Pro-

duktivitätsverlusten, Sozialausgaben und Gesundheitskosten jährlich mehr als 18 Milli-

arden Franken. Dies zeigt: Frühes Eingreifen verhindert hohe Folgekosten. Eine ge-

zielte Unterstützung der Gemeinden bei der Wasserbewirtschaftung und Abwasserent-

sorgung verhindert Projekte, die aufgrund unklarer Vorgaben zu kostspieligen Fehlern 

führen, da einigen Gemeinden das Fachwissen für die Umsetzung solcher Massnah-

men fehlt. Eine durch kantonale Expertise gestützte, hochwertige Planung trägt dazu 

bei, solche Risiken zu minimieren und den langfristigen Infrastrukturbedarf optimal 

auszurichten. 

Auch strukturelle Investitionen führen mittelfristig zu Nettoeinsparungen. Der Einsatz 

von Recyclingmaterial oder innovativen Bauverfahren wie Niedertemperaturasphalt 

reduziert sowohl die Umweltauswirkungen ς um bis zu 25 % ς als auch die öffentlichen 

Ausgaben für die Instandhaltung oder die Behebung von Umweltschäden. Lebenszyk-

lusanalysen zeigen, dass umweltfreundliche Lösungen zwar höhere Anfangskosten ver-

ursachen können, sich aber langfristig bezahlt machen. So tragen Nachhaltigkeitskrite-

rien im öffentlichen Beschaffungswesen dazu bei, die Qualität und Langlebigkeit der 

gekauften Güter und der eingesetzten Materialien zu sichern, was Reparaturen und 

Ersatzinvestitionen reduziert. Auch der Fokus auf Energieeffizienz beim Einkauf ist 

wirtschaftlich sinnvoll. Zudem fördert die öffentliche Hand mit solchen Kriterien inno-

vative Lösungen und stärkt die Innovationskraft der Unternehmen. 

Die Politik des zugänglichen Wohnraums und der kontrollierten Stadtplanung trägt zu 

dieser Effizienzlogik bei. Genossenschaftswohnungen, die zwischen 15 und 50 Prozent 

günstiger sind als auf dem privaten Markt, begrenzen den Druck auf die Sozialausga-

ben. Durch eine gute Raumplanung lassen sich Mehrkosten aufgrund von Zersiede-

lung, Wasserbewirtschaftung oder redundanten Investitionen vermeiden. Ebenso trägt 

die Betreuung von Landwirtinnen und Landwirten bei subventionierten Bau- und Re-

novierungsprojekten dazu bei, eine optimale Verwendung öffentlicher Gelder zu ge-

währleisten. 

Menschen auszubilden und in den Arbeitsmarkt einzugliedern ist immer billiger als 

Arbeitslosigkeit zu managen. So kostet eine individuelle Begleitung hin zu einer besse-

ren Beschäftigungsfähigkeit rund 1200 Franken. Eine geringe Investition im Vergleich 

zu den monatlichen Zahlungen im Falle von Arbeitslosigkeit. Diese Problematik ist 

besonders entscheidend für Menschen über 50 Jahre, die 17,7 % der Langzeitarbeitslo-

sen ausmachen. Ebenfalls im Bereich der Arbeit kann die Stärkung der beruflichen Be-

teiligung von Frauen positive wirtschaftliche Auswirkungen auf die Unternehmen ha-

ben, mit beobachtbaren Verbesserungen bei Produktivität und Leistung, aber auch auf 

die Allgemeinheit, insbesondere im Rentenalter, in dem Frauen aufgrund niedrigerer 

Renten häufiger in prekären Verhältnissen leben. 

Schliesslich stellt die Freiwilligenarbeit, die allzu oft unterschätzt wird, einen echten 

Wirtschaftsmotor dar: Im Kanton Freiburg wird die Zahl der unbezahlten 
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Arbeitsstunden (institutionalisierte Freiwilligenarbeit ) auf über eine Million pro Mo-

nat geschätzt. Dieses Engagement, das durch die öffentliche Politik unterstützt wird, 

ermöglicht es, lokale Dienstleistungen zu geringeren Kosten bereitzustellen. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Investitionen in einen Aktionsplan zur Nach-

haltigkeit Kosten vermeiden, indem sie die Probleme vorwegnehmen, zukünftige Be-

lastungen durch Infrastruktur und Gesundheit reduzieren, eine widerstandsfähigere 

lokale Wirtschaft unterstützen, Sozialausgaben kontrollieren und das soziale Kapital, 

das freiwilliges Engagement darstellt, aufwerten. Es handelt sich um eine wirtschaftlich 

fundierte und relevante Strategie. 

Der Aktionsplan Nachhaltigkeit 2027ς2031 stellt vor dem Hintergrund steigender Be-

lastungen einen intelligenten Ansatz dar. Er ist kein Luxus, sondern ein Instrument zur 

Unterstützung einer effizienten und verantwortungsvollen öffentlichen Tätigkeit. 

1.2.4 Die Dynamik des Wandels fortsetzen 

Der Aktionsplan 2027ς2031 basiert auf einem bewährten Ansatz: Veränderungen für 

mehr Nachhaltigkeit anstossen, sie verankern, wenn sie erfolgreich und effizient sind, 

aber auch innovativ bleiben und neue Wege testen. Die Bilanz des ersten Aktionsplans 

(2021ς2026) zeigt, dass diese Vorgehensweise funktioniert. Die im neuen Aktionsplan 

2027ς2031 vorgeschlagenen Massnahmen sind daher in drei Kategorien zusammenge-

fasst, die diese Logik des Experimentierens, der Verankerung zu geringeren Kosten 

und der Kontinuität aufgreifen. 

Einige Massnahmen des Aktionsplans 2021ς2026 haben ihren Zweck erfüllt. Sie haben 

eine einmalige, gezielte Wirkung erzielt oder sind in die gängige Praxis übernommen 

worden. Das sind die «Erfolge». Sie wurden im neuen Aktionsplan nicht übernom-

men, genauso wenig wie die wenigen Massnahmen, die nicht zum Erfolg geführt ha-

ben ς die «Misserfolge». Alle lassen Raum für neue Impulse, die je nach Art entweder 

langfristig in der Staatstätigkeit verankert werden können oder eine gezielte und punk-

tuelle Wirkung entfalten. Sie sind gewissermassen die «vielversprechenden Talente» 

des neuen Aktionsplans (im Aktionsplan als «Hoffnungsträger» bezeichnet). Beispiels-

weise werden Landwirte in Grangeneuve dabei unterstützt, Bau- und Renovierungs-

projekte wirtschaftlich tragbar, ressourcenschonend und tierfreundlich durchzuführen 

(Massnahme 11.3 M1). Dazu gehört etwa, arbeitslosen Personen den Wiedereinstieg in 

Umwelt- oder Pflege- und Betreuungsberufe zu erleichtern (Massnahme 8.2 M1) oder 

das Bewusstsein für die Auswirkungen von Einweg-E-Zigaretten zu stärken (Mass-

nahme 3.1 M3). 

Die Massnahmen aus dem Plan 2021ς2026, die gut angelaufen, aber noch nicht abge-

schlossen sind, werden in den Plan 2027ς2031 übernommen (manchmal in angepass-

ter Form, um den Entwicklungen seit ihrem Beginn Rechnung zu tragen). Das erklärte 

Ziel ist es, dass sie oder ihre Ergebnisse bis 2031 möglichst in die reguläre Tätigkeit der 

betreffenden Direktionen integriert werden, und zwar zu so geringen Kosten wie mög-

lich, da die Hauptarbeit bereits geleistet ist. Sie sind die «vielversprechenden Talente» 

des neuen Aktionsplans (in diesem als «Hoffnungsträger» kategorisiert). Beispiels-

weise sollen die sozioökonomischen Indikatoren für die Freiburger Landwirtschaft er-

weitert und die Erhebungsmethode konsolidiert werden, damit diese Daten in künftige 

Landwirtschaftsberichte einfliessen können (Massnahme 2.1 M1). Es wird das 
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kantonale Netzwerk für Bildung für nachhaltige Entwicklung formalisiert (Massnahme 

4.1 M2). Die Ausarbeitung von Empfehlungen für eine nachhaltige öffentliche Beschaf-

fung wird fortgesetzt (Massnahmen 12.1 M2 und 12.1 M3). Die Überlegungen zur Än-

derung der periodischen Überprüfung der Subventionen werden fortgesetzt, um eine 

Analyse der Auswirkungen auf das Klima, die Gesundheit, die Biodiversität und die 

Prekarität hinzuzufügen (Querschnittsmassnahme MT9). 

Schliesslich bleiben noch die Impulse, die zu bedeutenden Ergebnissen geführt haben, 

aber noch eine aktive Begleitung benötigen. Sie aufzugeben würde bedeuten, die erziel-

ten Gewinne wieder zu verlieren. Dennoch bleibt ihre direkte Integration in die Prakti-

ken der Ämter aus Ressourcen- oder Organisationsgründen schwierig. Sie bleiben da-

her im Aktionsplan 2027ς2031 enthalten, mit dem Ziel, die erreichten Effekte zu stabi-

lisieren. Dies sind die bereits oben erwähnten «Pflichten», die aus dem vorherigen 

Plan stammen. Zum Beispiel die Schritte zur Verringerung der Risiken von Pflanzen-

schutzmitteln in Gewässern fortsetzen (Massnahme 2.1 M3) oder Restaurants beglei-

ten, die sich der Charta «Regional kochen» («Cuisinons notre région») angeschlossen 

haben (Massnahme 12.1 M4). Einige der «Pflichten» können vielleicht später dauerhaft 

in die Praxis der Ämter integriert werden, andere nicht, weil ihnen die Ressourcen feh-

len oder sie nicht relevant genug sind, um weitergeführt zu werden. 

Die Kategorien «Erfolge», «Misserfolge», «Versprechen» und «Pflichten» machten im 

Aktionsplan 2021ς2026 jeweils 22 %, 1 %, 42 % und 35 % des Verpflichtungskredits 

aus. Mit dem neuen Aktionsplan sieht die Verteilung mit dem Ziel der Impulsgebung 

und Verankerung wie folgt aus: Die neu eingeführte Kategorie «Hoffnungsträger» (an-

stelle der Kategorien «Erfolge» und «Misserfolge») macht 39 % der Finanzplanung aus, 

die Kategorie «Versprechen» bleibt mit 43 % stabil, und die Kategorie «Pflichten» 

macht nun 18 % aus (Abb. B). 

 
Abbildung B 

Diese Vorgehensweise ς Impulse setzen, Lösungen testen und sie in die Praxis integrie-

ren, wenn sie funktionieren ς ist in die öffentlichen Verwaltungen der Schweiz wegwei-

send. Sie beruht auf einer Logik des schrittweisen und selbstbestimmten Wandels. 
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SDG1 Keine Armut  
 

Zielvorgabe 1.1  Verhinderung und Bekämpfung von Armut  

 

 

  

Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Impulsgebung (Kategorie «Hoffnungsträger»)  

3.2 

10.1 

C.1.1 1.1 M1 Prävention von Prekarität durch regionale Sozialberatun-

gen 

Das KSA steuert die Massnahme. Das Amt führt ein Projekt für sozi-

ale Sprechstunden durch, das darauf abzielt, alle Personen aus der 

Freiburger Bevölkerung zu betreuen, die Gefahr laufen, in Armut zu 

geraten, insbesondere diejenigen, die knapp über den Sozialhilfenor-

men liegen. Die Sprechstunden ermöglichen es, die spezifischen sozi-

alen Bedürfnisse dieser Bevölkerungsgruppe zu bewerten. Zudem 

können so Ad-hoc-Leistungen angeboten werden. Zur Veranschauli-

chung können fiktive Beispiele wie eine Sprechstunde für digitale Un-

terstützung, für Rechtsberatung oder für Schriftstellerinnen und 

Schriftsteller genannt werden. Diese Pilotversuche ermöglichen es, 

die tatsächlichen Bedürfnisse der betroffenen Bevölkerungsgruppe zu 

ermitteln. 

Bis 2031 sind die angemessenen Sozialleistungen identifiziert und 

werden durch das revidierte Sozialhilfegesetz (SHG; SGF 831.0.1) fi-

nanziert. 

Im Hinblick auf die erfolgreiche Umsetzung der Massnahme arbeitet 

das KSA mit den regionale Sozialdiensten und den Gemeinden zu-

sammen. 

Ausgangslage 

Rund 25 000 Personen sind im Kanton Freiburg armuts-

gefährdet, und jede sechste Rentnerin, jeder sechste 

Rentner nimmt die ihr oder ihm zustehenden Hilfen 

nicht in Anspruch, vor allem, weil sie den Verwaltungs-

aufwand als zu hoch empfinden. 

Wirkung der Massnahme 

Die Verschlechterung der finanziellen Situation von 

Menschen in prekären Verhältnissen wird gestoppt, 

wodurch die mit Armut verbundenen sozialen Kosten 

(Verschuldung, Sozialhilfe, psychische Gesundheit) ein-

gedämmt werden. 

KSA 

 

 Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

240 000 Franken / Jahr (2027) 

230 000 Franken / Jahr (2028ς

2029) 

125 000 Franken / Jahr (2030ς

2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 
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SDG 2 Kein Hunger  
 

Zielvorgabe 2.1  Förderung nachhaltiger Ernährungssysteme  

 

Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Verankerung (Kategorie «Versprechen»)  

1.1 

8.2 

2.1 C 2.1 M1 Monitoring und Erstellung von sozioökonomischen Indi-

katoren für die Freiburger Landwirtschaft 

Das GS-ILFD und Grangeneuve steuern die Massnahme. Diese bei-

den Ämter setzen die im Rahmen des Aktionsplans Nachhaltigkeit 

2021ς2026 eingeleiteten Schritte fort, um soziale und wirtschaftliche 

Indikatoren zur Situation der Akteurinnen und Akteure der Freibur-

ger Landwirtschaft zu verfolgen. Sie erweitern die Hauptindikatoren, 

und analysieren die identifizierten Haupttrends im Detail, um den 

Übergang zur Agrarpolitik bis 2030 (AP30+) zu begleiten. Sie lassen 

die Ergebnisse in den Agrarbericht 2029 einfliessen. 

Bis 2031 werden sozioökonomische Indikatoren in den nächsten Ag-

rarberichten berücksichtigt. Mittel für die Erhebung solcher Indika-

toren und die Analyse der Ergebnisse werden nach Möglichkeit in 

die laufenden Voranschläge des GS-ILFD oder von Grangeneuve 

eingestellt. 

Im Hinblick auf eine gute Umsetzung suchen das GS-ILFD und 

Grangeneuve die Zusammenarbeit mit dem KSA. 

Ausgangslage 

Zwei Drittel der Landwirtinnen und Landwirte im 

Kanton arbeiten mehr als 50 Stunden pro Woche un-

ter schwierigen Bedingungen. Sie sind mit Isolation, 

finanzieller Instabilität und einem Burnout-Risiko 

konfrontiert, das doppelt so hoch ist wie der natio-

nale Durchschnitt. Ihre Situation muss beobachtet 

werden, damit geeignete Massnahmen ergriffen wer-

den können. 

Wirkung der Massnahme 

Das GS-ILFD und Grangeneuve werden über fun-

dierte Informationen zur soziökonomischen Situa-

tion der Akteurinnen und Akteure in der Landwirt-

schaft verfügen.  

GS-ILFD 

Grangeneuve 

KSA 

 Zeithorizont: 

2027ς2029 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Fi-

nanzen): 

20 000 Franken (2027) 

15 000 Franken / Jahr (2028ς

2029), 

(Auftrag an Dritte) 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 

Stabilisierung (Kategorie «Pflichten»)  

6.1 

15.2 

2.1 A 2.1 M2 Reduzierung des Phosphor- und Nitrateintrags in die Ge-

wässer auf regionaler Ebene 

Zur Weiterführung der im Rahmen des Aktionsplans Nachhaltigkeit 

2021ς2026 begonnenen Arbeiten legt Grangeneuve gezielte Mass-

nahmen auf regionaler Ebene fest, um die Probleme im Zusammen-

hang mit dem übermässigen Eintrag von Phosphor und Nitraten in 

die Gewässer zu lösen. 

Für die erfolgreiche Umsetzung dieser Massnahme sucht Grange-

neuve die Zusammenarbeit mit dem AfU. 

Ausgangslage 

Der Überschuss an Phosphor und Nitraten in den 

Gewässern des Kantons, der grösstenteils mit land-

wirtschaftlichen Aktivitäten zusammenhängt, führt 

zu einem übermässigen Algenwachstum, das viel 

Sauerstoff verbraucht und die Wasserfauna mit dem 

Ersticken bedroht. 

Wirkung der Massnahme 

Es werden Lösungen entwickelt, die auf guten land-

wirtschaftlichen Praktiken und einem besseren Ab-

wassermanagement beruhen. Die Auswirkungen der 

Grangeneuve 

AfU 

 Zeithorizont: 

2027ς2029 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Fi-

nanzen): 

6000 Franken / Jahr (2027ς

2029) 

(Auftrag an Dritte) 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 



13 

 

Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

landwirtschaftlichen Aktivitäten auf die Wasserqua-

lität werden deutlich reduziert. 

6.1 

15.2 

2.1 A 2.1 M3 Verringerung der Risiken von Pflanzenschutzmitteln für 

die Gewässer 

Zur Weiterführung der Arbeiten im Rahmen des Aktionsplans 

Nachhaltigkeit 2021ς2026 setzen das AfU und Grangeneuve die not-

wendigen Schutzmassnahmen ein, um die Risiken von Pflanzen-

schutzmitteln für die Gewässer auf einem akzeptablen Niveau zu 

halten. 

Ausgangslage 

Pflanzenschutzmittel verseuchen das Wasser und ge-

fährden die Gesundheit der Menschen sowie die 

Biodiversität. Dank der bereits ergriffenen Massnah-

men konnten die negativen Auswirkungen von 

Pflanzenschutzmitteln im Wasser um 50 % verrin-

gert werden. Ohne Massnahmen droht dieser Erfolg 

wieder verloren zu gehen. 

Wirkung der Massnahme 

Die Kontamination von Oberflächen- und Grund-

wasser mit Pflanzenschutzmitteln geht zurück, 

wodurch die Qualität der Trinkwasserressourcen 

und die aquatische Biodiversität erhalten bleiben 

und die Widerstandsfähigkeit der lokalen Ökosys-

teme gestärkt wird. 

Grangeneuve 

AfU 

 Zeithorizont: 

2027ς2029 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Fi-

nanzen): 

100 000 Franken / Jahr 

(2027ς2029) 

(Auftrag an Dritte) 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 
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SDG 3 Gesundheit und Wohlergehen  
 

3.1 Vorbeugung von nichtübertragbaren und von psychischen Krankheiten  

 

Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Impulsgebung (Kategorie «Hoffnungsträger»)  

10.3 

12.1 

3.1 A 3.1 M1 Zahnprophylaxe: in mehreren Sprachen sensibilisieren und 

Zahnbürsten aus einheimischem Holz verteilen 

Der SZPD steuert diese Massnahme. Er stellt Präventionsmaterialien 

zur Mundhygiene in mehreren Sprachen und/oder in Leichter Spra-

che bereit. Diese Materialien richten sich an Mitarbeitende des SZPD, 

die Klassenzimmer besuchen, an pädagogische Fachkräfte, Schüler, 

Kinder und Jugendliche sowie deren Eltern. Der SZPD erstellt und 

verteilt Give-aways an die Schülerinnen und Schüler (z. B. Zahnbürs-

ten aus einheimischem Holz), die den Kriterien des verantwortungs-

vollen Konsums entsprechen. 

Für die erfolgreiche Umsetzung der Massnahme sucht der SZPD die 

Zusammenarbeit mit dem KAA, der IMR, der Fachstelle für Gesund-

heit in der Schule und dem KSA. 

Ausgangslage 

Die Mundhygiene wird je nach Bildungsstand und 

Zugang zur Gesundheitsversorgung ungleichmässig 

praktiziert. Prävention spielt eine Schlüsselrolle bei 

der Verbesserung der Praktiken, insbesondere bei 

jungen Menschen. Sie kann auch eine Gelegenheit 

sein, sie für einen verantwortungsvollen Konsum zu 

sensibilisieren. 

Wirkung der Massnahme 

Die Zielgruppe wird sich der gesundheitlichen Risi-

ken einer schlechten Mundhygiene bewusst und passt 

ihr Verhalten entsprechend an. Ausserdem wird das 

Bewusstsein für die Verwendung von umweltfreund-

lichen und lokalen Materialien geschärft. 

 

SZPD 

KAA 

IMR 

Fachstelle für Ge-

sundheit in der 

Schule 

KSA 

 Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

15 000 Franken / Jahr (2027ς

2029), 

20 000 Franken (2030) 

25 500 Franken (2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 

4.1 

13.1 

3.1 A 3.1 M2 Unterstützung von Eltern bei der Begleitung von Jugendli-

chen bei der Nutzung von Bildschirmen in der Freizeit 

Die Massnahme wird vom GesA und dem GS-BKAD gesteuert, wobei 

Partner wie die Jugendbrigade, REPER und das JA mitwirken. Sie füh-

ren ein neues Unterstützungsangebot für Eltern ein, das hauptsäch-

lich aus kurzen Beratungsgesprächen besteht und Eltern dabei beglei-

ten soll, mit der Bildschirmnutzung ihrer Kinder und Jugendlichen in 

der Freizeit umzugehen. Dieses Dispositiv wird durch Informations- 

und Sensibilisierungsinstrumente (z. B. Broschüren, Workshops) und 

Initiativen ergänzt, die zum Mitmachen anregen (z. B. positive Her-

ausforderungen), um die Bildschirmzeit von Jugendlichen zugunsten 

von Aktivitäten, welche die geistige Gesundheit, das soziale Miteinan-

der und körperliche Aktivität fördern, zu reduzieren. 

Bis 2031 wird eine direktionsübergreifende Arbeitsgruppe eingesetzt, 

um die Verankerung in den Prioritäten des Kantons und die 

Ausgangslage 

Während 2017 3,8 % der Schweizer Bevölkerung ab 

15 Jahren von einer problematischen Bildschirmnut-

zung betroffen waren, stieg diese Zahl bis 2022 auf 

6,8 % der Schweizer Bevölkerung. Ein solcher riskan-

ter oder exzessiver Gebrauch von sozialen Netzwer-

ken oder Videospielen hat Auswirkungen auf die psy-

chische Gesundheit, die Schlafqualität und die sozia-

len Beziehungen. Parallel dazu gewinnt die Frage der 

digitalen Sparsamkeit an Bedeutung, sowohl aus ge-

sundheitlichen Gründen als auch wegen der Auswir-

kungen auf die Umwelt; denn zu lernen, wie man 

Bildschirme besser nutzt, bedeutet auch, weniger 

Energie und Ressourcen zu verbrauchen. 

Wirkung der Massnahme 

GesA 

GS-BKAD 

JA 

Jugendbrigade 

 

 

Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

50 000 Franken / Jahr (2027ς

2030), 

55 000 Franken / Jahr (2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken  
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Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

dauerhafte Finanzierung über die kantonale Strategie für Gesund-

heitsförderung und Prävention zu gewährleisten. 

Im Hinblick auf die erfolgreiche Umsetzung der Massnahme arbeiten 

das GesA und das GS-BKAD mit der Jugendbrigade, dem JA und dem 

Verein REPER zusammen. 

Die unbeaufsichtigte Bildschirmzeit in der Freizeit 

nimmt ab, die digitale Nutzung zu pädagogischen 

oder kreativen Zwecken wird priorisiert und Kinder 

und Jugendliche steigern ihre körperliche Aktivität. 

Langfristig sind sekundäre Nutzen für Gesundheit 

und Umwelt durch eine erhöhte digitale Sparsamkeit 

zu erwarten. 

12.1 

15.1 

3.1 C 3.1 M3 Sensibilisierung für die gesundheitlichen Auswirkungen 

von Einweg-E-Zigaretten und deren Recycling 

Das GesA und das AfU steuern diese Massnahme. Sie starten gemein-

sam Sensibilisierungsmassnahmen (z. B. Informationen, Schulungen, 

Kampagnen in sozialen Netzwerken) über die gesetzlichen Verpflich-

tungen zur Sortierung und Rücknahme von Einweg-E-Zigaretten und 

über deren Auswirkungen auf die Gesundheit. Die Massnahme er-

möglicht eine schnelle Reaktion auf neue ähnliche Produkte bis ein 

Bundesgesetz zum Verbot dieser Einwegprodukte in Kraft tritt. Diese 

Sensibilisierungsmassnahmen richten sich an die Verkaufsstellen und 

die Bevölkerung, mit besonderem Augenmerk auf junge Menschen; 

denn Einweg-E-Zigaretten sind billig, leicht zu beschaffen und bei 

jungen Menschen beliebt. Sie geben Anlass zu neuen Bedenken, was 

deren Sicherheit betrifft (gefährliche Chemikalien, die Biorisiken ver-

ursachen, wie z. B. Mini-Explosionen in Abfallentsorgungsanlagen) 

und der gesundheitlichen Folgen, der Abhängigkeit und der tatsäch-

lichen Auswirkungen auf die Umwelt (Batterien enthalten Lithium, 

Kobalt und Nickel). Auch werden sie oft weggeworfen, obwohl sie ge-

mäss den gesetzlichen Bestimmungen des Bundes bei den Verkaufs-

stellen zur Wiederverwertung abgegeben werden müssten. 

Im Hinblick auf die erfolgreiche Umsetzung der Massnahme arbeiten 

das GesA und das AfU gemeinsam mit der AIDEF und dem CIPRET 

Freiburg zusammen. Insbesondere wird eine Zusammenarbeit mit 

dem GePoA und dem LSVW (in Bezug auf die Information der Ver-

kaufsstellen), mit dem BBA, dem JA und anderen Organen, die Ju-

gendliche als Zielgruppe haben, angestrebt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ausgangslage 

21 % der 15-Jährigen im Kanton Freiburg nutzen ge-

legentlich E-Zigaretten, was deren Banalisierung be-

schleunigt, trotz erhöhter Risiken für Lungen- und 

Herz-Kreislauf-Erkrankungen (einige Substanzen 

sind zudem krebserregend). Einwegversionen ver-

schärfen die Umweltkrise: Kunststoff, Lithium, Kobalt 

und Nickel landen im Müll, obwohl sie recycelt wer-

den müssten. Dieser Giftmüll verschmutzt nicht nur 

die Umwelt, sondern stellt auch ein biologisches Ri-

siko dar, indem er gefährliche Chemikalien in die 

Umwelt freisetzt. 

Wirkung der Massnahme 

Da diese Massnahme die interkantonalen Vorgehens-

weisen ergänzt und speziell darauf abzielt, die ge-

meinsamen Vorteile für Gesundheit und Umwelt zu 

nutzen, werden die Erreichung der Zielgruppen sowie 

die Wirkung der an die Bevölkerung gerichteten Bot-

schaften verstärkt. Dadurch dürfte der Konsum sol-

cher Produkte im Kanton Freiburg zurückgehen, was 

sich positiv auf die ökologischen und gesundheitli-

chen Kosten auswirkt. 

GesA 

AfU 

GePoA 

LSVW 

BBA 

JA 

 

 Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

25 000 Franken / Jahr (2027ς

2028) 

30 000 Franken / Jahr (2029ς

2030) 

35 000 Franken / Jahr (2031) 

 

(Auftrag an Dritte) 

 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 
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Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Stabilisierung (Kategorie «Pflichten»)  

1.1 

4.1  

3.1 A 3.1 M4 Stärkung der psychischen Gesundheit von Jugendlichen 

und der Gesundheitskompetenz der Freiburger Bevölkerung 

Als Fortsetzung der im Rahmen des Aktionsplans Nachhaltigkeit 

2021ς2026 begonnenen Arbeiten und im Einklang mit den Zielen 

der kantonalen Strategie für Gesundheitsförderung und Präven-

tion  verstärkt das GesA die Massnahmen im Zusammenhang mit 

den Programmen zur Gesundheitsförderung und Prävention. Es 

geht insbesondere darum, auf der Ebene der psychischen Gesund-

heit von Jugendlichen zu handeln, aber auch darum, die Gesund-

heitskompetenz der Freiburger Bevölkerung zu stärken, damit sie 

gesundheitsfördernde Entscheidungen treffen kann (z. B. Schulung 

von Fachpersonen zu Themen wie Gesundheitsförderung und Prä-

vention oder Begleitung von Jugendlichen, die in einer Abhängig-

keitssituation sind oder mit der psychischen Fragilität eines Eltern-

teils konfrontiert sind).  

Ausgangslage 

In der Schweiz leiden 18 % der Bevölkerung an psy-

chischen Störungen. Drei Viertel dieser Störungen 

treten vor dem 18. Lebensjahr auf, was unterstreicht, 

wie wichtig es ist, bereits in jungen Jahren zu han-

deln. Bei jungen Menschen ist Selbstmord heute die 

häufigste Todesursache zwischen 15 und 29 Jahren. 

Darüber hinaus verfügt mehr als die Hälfte der Be-

völkerung über unzureichende Gesundheitskompe-

tenzen, was die Übernahme gesundheitsförderlicher 

Verhaltensweisen im Alltag erschwert. Die Fehlende 

Prävention hat einen hohen Preis: Psychische Stö-

rungen, Sucht, Bewegungsmangel oder Fettleibigkeit 

verursachen jedes Jahr Kosten in Höhe von mehre-

ren Milliarden Franken für die Wirtschaft, die Un-

ternehmen, die Sozialversicherung und den Staat. 

Ohne eine Stärkung der Kompetenzen und der Prä-

vention besteht die Gefahr, dass diese Kosten weiter 

steigen. 

Wirkung der Massnahme 

Das psychische Wohlbefinden der Jugendlichen wird 

verbessert und die Freiburger Bevölkerung entwi-

ckelt Gesundheitskompetenzen. Dadurch werden 

gesunde Verhaltensweisen und ein besserer Umgang 

mit den Herausforderungen des Alltags gefördert, 

während der Druck auf das Gesundheitssystem lang-

fristig verringert wird. 

GesA 

 

Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

70 000 Franken / Jahr (2027ς

2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 
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SDG 3 Gesundheit und Wohlergehen  

 

Zielvorgabe 3.2  Begrenzung des Anstiegs der Gesundheitskosten und Abbau 

der Ungleichheiten beim Zugang zu medizinischer Versorgung  

  

Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Impulsgebung (Kategorie «Hoffnungsträger»)  

5.1 

10.3 

3.2 B 3.2 M1 Erweiterung des Zugangs zu Programmen zur sexuellen 

Gesundheit und zur Gewaltprävention 

Das KAA steuert die Massnahme. Im Rahmen der Umsetzung des 

Aktionsplans der kantonalen Strategie sexuelle Gesundheit erwei-

tert das Amt das Zielpublikum der Programme zur Förderung der se-

xuellen Gesundheit, zur Prävention von HIV und sexuell übertragba-

ren Infektionen (STI) und zur Bekämpfung von Diskriminierungen 

aufgrund von Geschlecht und Sexualität auf junge Freiburgerinnen 

und Freiburger ausserhalb der obligatorischen Schulzeit, auf Perso-

nen insbesondere mit Migrationshintergrund oder in gefährdeten Si-

tuationen, auf Männer und auf Personen in sozial und/oder gesund-

heitlich gefährdeten Situationen. 

Bis 2031 werden die Programme zur Förderung der sexuellen Ge-

sundheit, zur Prävention von sexueller oder geschlechtsspezifischer 

Gewalt und zur HIV-Prävention auf ein breiteres Publikum ausgewei-

tet und im nächsten Aktionsplan der kantonalen Strategie sexuelle 

Gesundheit verankert. Mittel für die Durchführung dieser Aktivitäten 

werden nach Möglichkeit in den laufenden Voranschlag des KAA auf-

genommen. 

Im Hinblick auf eine gute Umsetzung der Massnahme ersucht das 

KAA das BEF, das GFB, das JA, das S2, die SJD (das Jugendstrafge-

richt, die Jugendbrigade, die Staatsanwaltschaft, die KESB, die IMR) 

um Zusammenarbeit. 

Ausgangslage 

Bestimmte Bevölkerungsgruppen, wie Jugendliche 

ausserhalb der obligatorischen Schulzeit, Menschen 

mit Migrationshintergrund oder Menschen in ge-

fährdeten Situationen, haben keinen ausreichenden 

Zugang zu Programmen zur sexuellen Gesundheit. 

Diese Situation verschärft das Risiko der Übertra-

gung sexuell übertragbarer Infektionen und 

schränkt damit die Wirksamkeit der öffentlichen Ge-

sundheitspolitik ein. 

Wirkung der Massnahme 

Die Kosten für das öffentliche Gesundheitswesen, 

sinken sowohl in Bezug auf die Folgen sexueller Ge-

walt als auch in Bezug auf Gesundheitsversorgung, 

Vorsorgeuntersuchungen und Behandlungen. 

KAA 

GFB 

JA 

BBA 

S2 

SJSD (Jugendstrafge-

richt, Jugendbrigade, 

Staatsanwaltschaft, 

KESB, IMR) 
 

Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

45 000 Franken / Jahr (2027ς

2028) 

48 000 Franken / Jahr (2029) 

50 000 Franken / Jahr (2030ς

2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 
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SDG 3 Gesundheit und Wohlergehen  

 

Zielvorgabe 3.3  Verringerung der umweltbedingten Gesundheitsbeeinträchti-

gungen  

Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Impulsgebung (Kategorie «Hoffnungsträger»)  

7.1 

15.1 

 3.3 M1 Förderung von Initiativen zur Wiederherstellung der 

Nachtdunkelheit 

Das AfU und das WNA steuern diese Massnahme. Sie erarbeiten ein 

Konzept zur Wiederherstellung auf kantonaler Ebene der Nachtdun-

kelheit, das ökologische, gesundheitliche und sicherheitsrelevante 

Aspekte sowie die Ziele der kantonalen Biodiversitätsstrategie be-

rücksichtigt. Dieses Konzept bietet auch einen kohärenten Rahmen 

für die Lichtpläne, die von den Gemeinden im Rahmen derselben 

Strategie ausgearbeitet werden. Die Umsetzung des Konzepts bis 

2031 ist im zweiten Aktionsplan der kantonalen Biodiversitätsstra-

tegie (2029ς2032) verankert. Für die erfolgreiche Realisierung der 

Massnahme suchen die beiden Ämter die Zusammenarbeit mit dem 

AfE und dem GesA. 

Ausgangslage 

Viele Tier- und Insektenarten sind für ihr Überle-

ben auf Dunkelheit angewiesen. So kann die Licht-

verschmutzung kann den Lebensraum dieser 

Fauna, aber auch die Flora und den Menschen be-

einträchtigen. Dieses Thema berührt somit zahlrei-

che Bereiche (Gesundheit, Sicherheit, Biodiversi-

tät), ist jedoch derzeit nirgends formell verankert. 

Es sind ämterübergreifende Überlegungen erfor-

derlich, um die Prioritäten und den Handlungs-

spielraum des Kantons zu definieren. 

Wirkung der Massnahme 

Die positiven Auswirkungen der Nachtdunkelheit 

auf die Gesundheit und die Biodiversität sind aner-

kannt und die Bemühungen zum Schutz der Dun-

kelheit sowie zur Reduzierung der Lichtverschmut-

zung werden auf kantonaler Ebene koordiniert. 

AfU 

WNA 

AfE 

GesA 

 

Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

- 

 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 

Stabilisierung (Kategorie «Pflichten»)  

6.1 

12.1 

3.3 A 3.3 M2 Planung der Beseitigung von Nutzungskonflikten, um 

Grundwasser für Trinkwasserzwecke zu schützen 

In Fortführung der im Rahmen des Aktionsplans Nachhaltigkeit 

2021ς2026 begonnenen Arbeiten setzt das AfU den Ansatz zur Pla-

nung der Beseitigung von Wassernutzungskonflikten um und redu-

ziert damit das Kontaminationsrisiko in Schutzgebieten für Grund-

wasser, das für die Trinkwasserversorgung bestimmt ist. Für die er-

folgreiche Durchführung der Massnahme sucht das AfU die Zusam-

menarbeit mit dem GeoA. 

Ausgangslage 

Ohne eine vorausschauende Planung zur Lösung 

von Nutzungskonflikten rund um das Trinkwasser 

könnte sich die Qualität dieser lebenswichtigen Res-

source verschlechtern. 

Wirkung der Massnahme 

Die Qualität des Grundwassers, das für die Trink-

wasserversorgung bestimmt ist, bleibt langfristig er-

halten, sodass die Bevölkerung des Kantons Freiburg 

über eine gesunde und verfügbare Ressource ver-

fügt. 

AfU 

GeoA 

 Zeithorizont: 

2027ς2029 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

35 000 Franken / Jahr (2027ς

2029) 

(Auftrag an Dritte) 

 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 
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SDG 4 Hochwertige Bildung  
 

Zielvorgabe 4.1  Förderung der Bildung für nachhaltige Entwicklung  

 

Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Impulsgebung (Kategorie «Hoffnungsträger»)  

5.1 

10.1 

4.1 A 4.1 M1 Ausbildung der Lehrpersonen, um Belästigung und Diskri-

minierung an Berufsfachschulen zu verhindern 

Das BBA und Grangeneuve steuern die Massnahme. Gemeinsam ko-

ordinieren sie eine neue Ausbildung für Lehrerinnen und Lehrer an 

Berufsfachschulen. Diese Ausbildung soll sie über Fragen der Diver-

sität von Personen und deren Einbeziehung informieren und ihnen 

Instrumente an die Hand geben, mit denen sie Fälle von Diskriminie-

rung und Belästigung im Umfeld der Berufsbildung verhindern kön-

nen. 

Bis 2031 erfolgt eine Sensibilisierung im Rahmen des Einführungsta-

ges für neue Berufsfachschullehrpersonen oder es können Fortbil-

dungen über die Weiterbildungsangebote besucht werden. 

Für die erfolgreiche Durchführung der Massnahme suchen das BBA 

und Grangeneuve die Zusammenarbeit mit dem GFB und der IMR. 

Ausgangslage 

Die Berufsfachschulen sind in ihrem Alltag mit einer 

Jugend «in Bewegung» konfrontiert. Fragen im Zu-

sammenhang mit Vielfalt, Diskriminierungspräven-

tion und Belästigung tauchen immer wieder auf. 

Wirkung der Massnahme 

Die Fälle von Belästigung und Diskriminierung in 

Berufsschulen gehen zurück. 

BBA 

Grangeneuve 

GFB 

IMR 

 Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

25 000 Franken / Jahr (2027ς

2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

 

Handlungsfeld: 

Funktionsweise des Staats 

Verankerung (Kategorie «Versprechen»)  

1.1 

12.1 

4.1 B 4.1 M2 Betrieb und Verankerung eines kantonalen Netzwerks zu-

gunsten der Bildung für nachhaltige Entwicklung 

Das FOA, das DOA, die akademische S2 und die berufliche S2 steu-

ern die Massnahme. Diese vier Ämter betreiben ein kantonales Ko-

ordinationsnetzwerk für die Bildung für nachhaltige Entwicklung 

(BNE), das im Rahmen des Aktionsplans Nachhaltigkeit 2021ς2026 

eingerichtet wurde. Dieses Netzwerk wird von einer kantonalen Ko-

ordinatorin oder einem kantonalen Koordinator geleitet. Sie oder er 

sorgt für die Koordination zwischen der Erstausbildung und der 

Weiterbildung von Lehrpersonen im Bereich BNE in Übereinstim-

mung mit den jeweiligen Lehrplänen, insbesondere durch regelmäs-

sigen Austausch und eine Ressourcenplattform. Unter anderem neh-

men Vertreterinnen und Vertreter der Aus- und Weiterbildung, pä-

dagogischer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die in der BKAD mit 

der BNE betraut sind, Lehrpersonen aller Stufen, der akademischen 

Ausgangslage 

Die Bildung für nachhaltige Entwicklung ist seit 

über zehn Jahren in den Lehrplänen verankert. Da 

sie nicht einem bestimmten Fach entspricht, muss 

sie fächerübergreifend in mehreren Fächern behan-

delt werden. Dies erfordert interdisziplinäre Ansätze 

und einen guten Austausch zwischen den beteiligten 

Personen und Institutionen. Um diesen Ansatz zu 

festigen, bedarf es einer klaren Koordination und 

Gelegenheiten zum Austausch zwischen allen Ebe-

nen und allen Akteurinnen und Akteuren im Bil-

dungsbereich. 

Wirkung der Massnahme 

FOA 

DOA 

S2 akademisch 

S2 beruflich 

UFA 

BüN 

AfU 

GesA 

Fachstelle für Ge-

sundheit in der 

Schule 

SoA 

 Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

70 000 Franken / Jahr (2027ς

2031) 

(Hilfspersonal) 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 
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Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

und beruflichen Sekundarstufe 2 und der Fachschulen sowie Schul-

leitungen teil. 

Bis 2031 institutionalisieren die BKAD, die VWBD und die ILFD das 

kantonale Koordinationsnetzwerk für die Bildung für eine nachhal-

tige Entwicklung (BNE). Mittel für die Verwaltung dieses Netzwerks 

werden nach Möglichkeit in die laufenden Voranschläge des Amtes 

aufgenommen, dem die kantonale Koordinatorin oder der kantonale 

Koordinator angehört. 

Um diese Massnahme erfolgreich umzusetzen, bitten das FOA, das 

DOA die akademische S2 und die berufliche S2 um die Zusammen-

arbeit mit anderen Partnern wie dem UFA, dem BüN, dem AfU, dem 

GesA und der Fachstelle für Gesundheit in der Schule. 

Die Freiburger Lehrpersonen verfügen über bessere 

Instrumente, um die Kompetenzen ihrer Schülerin-

nen und Schüler zu stärken, damit sie die aktuellen 

sozial-ökonomischen und ökologischen Herausfor-

derungen bewältigen können. 

Stabilisierung (Kategorie «Pflichten»)  

3.1 

12.1 

4.1 B 4.1 M3 Ermutigung der Schulen, sich dem Freiburger Netzwerk 

gesundheitsfördernder und nachhaltiger Schulen anzuschliessen 

Zur Weiterführung der im Rahmen des Aktionsplans Nachhaltigkeit 

2021ς2026 begonnenen Arbeiten und in Übereinstimmung mit den 

Zielen des Interdirektionalen Konzepts Gesundheit in der Schule 

ermutigt das Interdirektionale Büro Gesundheit in der Schule, das 

aus dem GesA, dem FOA und dem DOA besteht, die Schulen, ein-

schliesslich der Sonderschulen, dem Freiburger Schulnetz21 (Netz-

werk gesundheitsfördernder und nachhaltiger Schulen) beizutreten. 

Die Beteiligung von Schulen durch Aktionen zur Förderung von Ge-

sundheit und Nachhaltigkeit oder bei der Umsetzung von Schulpro-

jekten ist ein starker Hebel zur Sensibilisierung der Schülerinnen 

und Schüler für die Herausforderungen der nachhaltigen Entwick-

lung, da sie diese im Alltag erleben können. Während dieser Pro-

zesse werden die Schulen betreut und können begleitet werden 

(durch REPER mittels Mandat).  

Ausgangslage 

Das Freiburger Netzwerk gesundheitsfördernder 

und nachhaltiger Schulen vereint eine immer grös-

sere Anzahl von Schulen, was das Interesse an die-

sem Projekt beweist. Dieser Erfolg hängt jedoch von 

einer aktiven Begleitung ab. Damit dieser Trend an-

hält, müssen die Schulen weiterhin begleitet werden. 

Andernfalls droht der beispielhafte Ansatz zu ver-

puffen 

Wirkung der Massnahme 

Die Kultur der Nachhaltigkeit ist in den Freiburger 

Schulen verankert und die Schülerinnen und Schü-

ler entwickeln Gewohnheiten und Kompetenzen, die 

ihr Wohlbefinden, ihre Gesundheit und ihr Engage-

ment für eine nachhaltige Entwicklung fördern, so-

wohl in der Schule als auch in ihrem täglichen Le-

ben. 

Fachstelle für Ge-

sundheit in der 

Schule 

GesA 

FOA 

DOA 

S2 

BBA 

SoA  

Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

110 000 Franken / Jahr (2027ς

2030) 

100 000 Franken / Jahr (2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 
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SDG 5 Geschlechtergleichheit  
 

Zielvorgabe 5.1  Überwindung der Diskriminierungen aufgrund des Ge-

schlechts  

 

Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Impulsgebung (Kategorie «Hoffnungsträger»)  

3.1 

 

5.1 B 5.1 M1 Vorbeugung von häuslicher Gewalt 

Das GFB und das JA steuern diese Massnahme. Beide Ämter initiie-

ren Sensibilisierungsmassnahmen, um den im Konzept II zur Be-

kämpfung von Gewalt in Paarbeziehungen und ihren Auswirkun-

gen auf die Familie identifizierten Bedürfnissen gerecht zu werden, 

und sie implementieren neue Präventionsmassnahmen gemäss dem-

selben Konzept. Die Förderung des neuen Artikels im Zivilgesetz-

buch, der das Recht der Kinder auf eine gewaltfreie Erziehung garan-

tiert, wird in das Konzept integriert, um die Kohärenz der Massnah-

men der öffentlichen und privaten Partner in diesen beiden eng mit-

einander verbundenen Bereichen zu gewährleisten. 

Um diese Massnahme erfolgreich umzusetzen, suchen das JA und das 

GFB die Zusammenarbeit mit den im Konzept aufgeführten Interes-

sengruppen. 

Ausgangslage 

Im Durchschnitt findet im Kanton Freiburg mehr als 

ein Einsatz pro Tag aufgrund von häuslicher Gewalt 

statt. Die Opfer, darunter viele Kinder, sind Trau-

mata mit langfristigen Folgen ausgesetzt. 

Wirkung der Massnahme 

Die Prävention wird durch einen multidisziplinären 

und partizipativen Ansatz gestärkt. Dadurch lässt 

sich die Gewaltexposition reduzieren und die Aus-

wirkungen für die Betroffenen werden abge-

schwächt. 

 

GFB 

JA 

 

Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

70 000 Franken (2027) 

50 000 Franken (2028) 

70 000 Franken (2029) 

50 000 Franken (2030) 

70 000 Franken (2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

10 000 Franken / Jahr (2027ς

2031) 

(Hilfspersonal) 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 

Stabilisierung (Kategorie «Pflichten»)  

4.2 

 

5.1 C 5.1 M2 Einrichtung von Schulungen zur Gleichstellung und ge-

schlechtsneutralen Erziehung im Bereich der frühen Kindheit 

Als Fortsetzung der im Rahmen des Aktionsplans Nachhaltigkeit 

2021ς2026 begonnenen Arbeiten bieten das JA und das GFB eine 

kostenlose Ausbildung im Bereich der Gleichstellung und der ge-

schlechtergerechten Erziehung für Eltern und Fachkräfte im Vor-

schulalter an, wenn auch in reduziertem Umfang. 

Ausgangslage 

Schon ab dem Vorschulalter verinnerlichen Kinder 

Vorstellungen davon, was ein Junge oder ein Mäd-

chen tun oder mögen «muss». Diese oft unbeabsich-

tigten Bilder beeinflussen ihre Spiele, ihre Interessen 

und gar ihre Zukunft. Eltern und Fachkräfte, die sie 

begleiten, verfügen nicht immer über die Werk-

zeuge, um diese Verzerrungen zu erkennen oder da-

rauf zu reagieren. 

Wirkung der Massnahme 

JA 

GFB 

 Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

3000 Franken / Jahr (2027ς

2031) 

(Auftrag an Dritte) 
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Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Die Betreuerinnen und Betreuer von Jugendlichen 

und Kindern sind besser in der Lage, eine inklusive 

und geschlechtsneutrale Erziehung zu fördern, und 

tragen so dazu bei, Stereotypen schon in jungen Jah-

ren abzubauen und die Entwicklung einer gleichbe-

rechtigteren Gesellschaft zu fördern. 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 

4.1 

11.3 

5.1 C 5.1 M3 Förderung der Gleichstellung der Geschlechter und der 

Diversität in der Kinder- und Jugendarbeit 

Zur Weiterführung der im Rahmen des Aktionsplans Nachhaltigkeit 

2021ς2026 begonnenen Arbeiten fördern und begleiten das JA und 

das GFB, wann immer möglich, konkrete Projekte der Kinder- und 

Jugendarbeit zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter 

und der Vielfalt oder zur Überwindung der Isolation junger Men-

schen, insbesondere junger Mädchen.  

Ausgangslage 

Jedes Kind muss sich zugehörig fühlen, um sich gut 

entwickeln zu können. Gewohnheiten oder vorge-

fasste Meinungen können jedoch dazu führen, dass 

sich manche Kinder nicht in den angebotenen Akti-

vitäten wiederfinden oder sich nicht voll akzeptiert 

fühlen. Indem man die Betreuungsorte und Aktivi-

täten für alle offener gestaltet, gibt man jedem Kind 

die gleiche Chance, sich zu entfalten, seine Talente 

zu entwickeln und besser mit anderen zusammenzu-

leben. 

Wirkung der Massnahme 

Räume für Kinder und Jugendliche werden inklusi-

ver und zugänglicher. Dies schafft ein Umfeld, in 

dem sich jedes Kind sowie jede Jugendliche oder je-

der Jugendliche wertgeschätzt und respektiert fühlt. 

Die Massnahme stärkt das Zusammenleben und 

sensibilisiert die jüngere Generation für die Werte 

Diversität und Fairness. 

JA 

GFB 

 Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

32 000 Franken / Jahr (2027ς

2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 
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SDG 5 Geschlechtergleichheit  

 

Zielvorgabe 5.2  Einführung der Lohngleichheit für Mann und Frau  

 

Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Impulsgebung (Kategorie «Hoffnungsträger»)  

5.3 

 

5.2 A 5.2 M1 Durchführung von thematischen Studien zur Stärkung der 

Geschlechtergleichstellung im Staat Freiburg 

Das GFB steuert die Massnahme. Im Rahmen der Umsetzung des 

PGKV II  führt das GFB thematische Studien durch. Beispiele wären: 

Umfrage zur Vereinbarkeit von Privat- und Berufsleben, Untersu-

chung des unerklärten Teils der Lohnungleichheit oder andere rele-

vante Themen, die zu einem besseren Verständnis der zentralen Her-

ausforderungen führen. 

Im Hinblick auf die erfolgreiche Umsetzung dieser Massnahme bittet 

das GFB die 13 Mitglieder der AG PGKV (Vertreterinnen und Ver-

treter des POA, aller Direktionen sowie themenspezifische Partner 

aus der UniFR und der HES-SO Freiburg) um ihre Mitarbeit. 

Ausgangslage 

Im Kanton Freiburg stammen 75 % der Anfragen für 

Kinderbetreuung über den Dienst «Chaperon 

Rouge» von Frauen. Dies zeigt, dass die Verantwor-

tung für die Vereinbarkeit von Privat- und Berufsle-

ben weiterhin grösstenteils bei ihnen liegt. Darüber 

hinaus weisen 68,6 % der beruflichen Funktionen 

ein deutliches geschlechtsspezifisches Ungleichge-

wicht auf. 

Wirkung der Massnahme 

Insbesondere durch die konkreten Aktionen, die sich 

aus den durchgeführten Analysen ergeben, schreitet 

die Gleichstellung der Geschlechter im Staat Frei-

burg voran. 

GFB 

UniFR 

HES-SO 

AG PGKV 

 

Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

17 000 Franken (2028) 

17 000 Franken (2030) 

(Auftrag an Dritte) 

 

Handlungsfeld: 

Funktionsweise des Staats 

Verankerung (Kategorie «Versprechen»)  

1.1 

8.2 

5.2 A 5.2 M2 Förderung der beruflichen Partizipation von Frauen di-

rekt bei den Akteurinnen und Akteuren der Privatwirtschaft und 

des öffentlichen und staatsnahen Sektors 

Das GFB steuert die Massnahme. Zur Weiterführung der im Rah-

men des Aktionsplans Nachhaltigkeit 2021ς2026 begonnenen Ar-

beiten entwickelt das GFB Instrumente zur Förderung der Gleich-

stellung der Geschlechter in der Berufswelt, bei privaten Unterneh-

men sowie bei öffentlichen und staatsnahen Einrichtungen des Kan-

tons Freiburg (z. B.: Broschüren, Internetinhalte und andere Infor-

mationsprodukte, Konferenzen, Workshops, Instrumente zur Über-

prüfung der Lohngleichheit wie Logib oder Schlüssel zur Berück-

sichtigung von ausserberuflichen Erfahrungen im gesamten berufli-

chen Werdegang). 

Ausgangslage 

In der Berufswelt bestehen weiterhin Geschlechter-

ungleichheiten. Im Kanton Freiburg z. B. werden nur 

30,3 % der höheren Führungspositionen von Frauen 

besetzt, obwohl diese die Hälfte der Bevölkerung 

ausmachen. Ebenso ist der standardisierte monatli-

che Bruttomedianlohn von Frauen niedriger als der 

von Männern. Dieses Ungleichgewicht behindert die 

Innovation, die Produktivität und die Wettbewerbs-

fähigkeit der Unternehmen. Umgekehrt verbessert 

eine grössere Diversität die wirtschaftliche Leis-

tungsfähigkeit von Organisationen. 

Wirkung der Massnahme 

GFB 

HSW Freiburg 

 Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

10 000 Franken / Jahr (2027ς

2030) 

5000 Franken (2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

84 000 Franken / Jahr (2027ς

2028) 

86 000 Franken / Jahr (2029ς

2030) 

88 000 Franken (2031) 
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Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Bis 2031 soll das Gesetz über das Büro und die Kommission für die 

Gleichstellung von Frau und Mann und für Familienfragen (SGF 

122.26.3) ergänzt werden, um die Kompetenzen des GFB in Bezug 

auf die Förderung der Geschlechtergleichstellung in der Berufswelt 

zu präzisieren. Mittel für die Durchführung dieser Aktivitäten wer-

den nach Möglichkeit in den laufenden Voranschlag der GSD aufge-

nommen. 

 

Für die erfolgreiche Umsetzung der Massnahme sucht das GFB die 

Zusammenarbeit mit verschiedenen Arbeitgeber- und Berufsver-

bänden (FPE-CIGA, UPCF und HIKF) und der Hochschule für 

Wirtschaft (HSW). 

Das GFB und die Interessengruppen tragen dazu bei, 

die geschlechtsspezifischen Ungleichheiten in der 

Berufswelt zu verringern und die wirtschaftliche Si-

tuation von Frauen zu stärken.  

(Hilfspersonal) 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 



25 

SDG 5 Geschlechtergleichheit  

 

Zielvorgabe 5.3  Sicherstellung der Mitwirkung von Frauen auf allen Entschei-

dungsebenen  

 

  

Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Verankerung (Kategorie «Versprechen»)  

1.1 

8.2 

5.3 A  5.3 M1 Förderung der beruflichen Beteiligung von Frauen in al-

len öffentlichen Politiken 

Das GFB steuert die Massnahme. Zur Weiterführung der im Rah-

men des Aktionsplans Nachhaltigkeit 2021ς2026 begonnenen Ar-

beiten stellt das GFB, so weit möglich, sicher, dass die Frage der be-

ruflichen Beteiligung von Frauen in entscheidende sektorale öffent-

liche Politiken integriert wird, d. h. in solche, die Einfluss auf die 

Lohngleichheit, den Zugang von Frauen zu Entscheidungspositio-

nen, die Vereinbarkeit von Berufs- und Privatleben sowie die Berufs-

bildung haben (z. B. Unterstützung bei der Wiedereingliederung 

nach einem längeren Elternurlaub). In Bezug auf Diskriminierungs-

fälle in der Arbeitswelt steuert das GFB ein Instrument, das Diskri-

minierungsopfern den Zugang zur Justiz erleichtert, mit dem Ziel, 

dass ein solches Instrument bis 2032 operationalisiert wird. 

Bis 2031 werden die Mittel für die Umsetzung der verbleibenden Ak-

tivitäten nach Möglichkeit in den laufenden Voranschlägen der GSD 

vorgesehen. 

Um die Massnahme erfolgreich umsetzen zu können, sucht das GFB 

die Zusammenarbeit mit den von den sektoralen Politiken betroffe-

nen Direktionen und Ämter (TBA, AMA, BBA, SDA, IMR usw.). 

Ausgangslage 

Obwohl Geschlechterungleichheiten in der Arbeits-

welt bestehen bleiben, fliesst die berufliche Realität 

von Frauen in viele öffentliche Politiken, die ihre Er-

werbsbeteiligung beeinflussen ς etwa in der Beschäf-

tigungs-, Bildungs- und Migrationspolitik oder im 

öffentlichen Beschaffungswesen und der Steuerpoli-

tik ς nach wie vor unzureichend ein. 

Wirkung der Massnahme 

Das GFB und die Interessengruppen tragen dazu bei, 

die geschlechtsspezifischen Ungleichheiten in der 

Berufswelt zu verringern und die wirtschaftliche Si-

tuation von Frauen zu stärken. 

GFB 

TBA 

AMA 

BBA 

SDA 

IMR 

 Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

10 000 Franken / Jahr (2027ς

2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

65 000 Franken / Jahr (2027ς

2028) 

67 000 Franken / Jahr (2029ς

2030) 

68 000 Franken (2031) 

(Hilfspersonal) 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 
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SDG 6 Sauberes Wasser und Sanitäreinrichtungen  
 

Zielvorgabe 6.1 Ganzheitliche Bewirtschaftung der Gewässer zur Verbesserung 

deren Qualität  

Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  
 

Impulsgebung (Kategorie «Hoffnungsträger»)  

11.3 

13.1 

6.1 A  6.1 M1 Erprobung des Modells der Schwammstadt für ein besseres 

Wassermanagement in städtischen Gebieten 

Das AfU und das WNA steuern diese Massnahme. Sie wenden die 

Prinzipien der «Schwammstadt» in Pilotprojekten an. Das Konzept 

der Schwammstadt zielt darauf ab, Städte und Quartiere widerstands-

fähiger gegenüber Starkregen und Überschwemmungen zu machen 

und gleichzeitig die Wasserbewirtschaftung sowie die städtische Le-

bensqualität zu verbessern. Dazu gehören unter anderem weniger 

Überschwemmungen, die Wiederauffüllung des Grundwassers, eine 

bessere Wasserqualität, ein optimiertes Mikroklima, mehr Biodiver-

sität und ein gesteigertes Wohlbefinden der Bevölkerung. 

Für die erfolgreiche Umsetzung dieser Massnahme suchen das AfU 

und das WNA die Zusammenarbeit mit dem TBA und dem MobA 

(Biodiversität im Strassenraum) und bei Bedarf auch mit dem GesA 

(öffentlicher Raum, der den Bedürfnissen der Bevölkerung ent-

spricht). 

Ausgangslage 

Starke Niederschläge werden intensiver und häufi-

ger. In einer Umgebung, die aufgrund der Urbanisie-

rung nach innen immer undurchlässiger wird, steigt 

das Überschwemmungsrisiko durch Oberflächenab-

fluss nach starken Regenfällen. Um die Bevölkerung 

zu schützen und die Lebensbedingungen zu verbes-

sern, muss die Wasserbewirtschaftung in städtischen 

Gebieten überdacht werden. 

Wirkung der Massnahme 

Wasser in städtischen Gebieten wird auf integrierte 

Weise bewirtschaftet, was ökologische, klimatische 

und soziale Vorteile mit sich bringt. 

AfU 

WNA 

TBA 

MobA 

GesA 

 Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

30 000 Franken / Jahr (2027ς

2028) 

36 000 Franken (2029) 

40 000 Franken / Jahr  (2030ς

2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 

Verankerung (Kategorie «Versprechen»)  

2.1 

11.4 

6.1 A 6.1 M2 Einführung einer integrierten Wasserbewirtschaftung 

Das AfU steuert diese Massnahme. Es aktualisiert die sektoralen Pla-

nungen im Bereich Wasser (Sachplan der Gewässerbewirtschaftung 

SPGB, Sachplan Trinkwasserinfrastrukturen STWI) auf der Grund-

lage der Arbeiten im Rahmen des Aktionsplans Nachhaltigkeit 

2021ς2026. Das AfU unterstützt die Gemeinden zudem bei der Aus-

arbeitung und Einführung ihrer Wassereinzugsgebietspläne. 

Bis 2031 werden die Mittel für die Umsetzung der verbleibenden Ak-

tivitäten nach Möglichkeit in den laufenden Voranschlägen des AfU 

vorgesehen. 

Für die erfolgreiche Umsetzung dieser Massnahme sucht das AfU 

die Zusammenarbeit mit Grangeneuve, dem WNA, dem BRPA, dem 

GeoA und dem LSVW. 

Ausgangslage 

Die Raumentwicklung wirkt sich stark auf die Was-

serressourcen aus. Der Schutz des Trinkwassers, die 

Reinigung des Schmutzabwassers und die Präven-

tion von Naturgefahren erfordern eine sorgfältige 

und vorausschauende Planung. Fehlen klare Pla-

nungsinstrumente, können Projekte aber nur unzu-

reichend vorbereitet werden, was zu Mehrkosten 

und vermeidbaren Fehlern führt. Zudem verfügen 

einige Gemeinden nicht über das notwendige Fach-

wissen, um solche Massnahmen angemessen zu kon-

zipieren, was wiederum zu ungeeigneten Investitio-

nen führen kann. 

AfU 

Grangeneuve 

WNA 

BRPA 

LSVW 

GeoA 

 Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

55 000 Franken / Jahr (2027ς

2028) 

40 500 Franken (2029) 

26 000 Franken / Jahr (2030ς

2031) 

(Auftrag an Dritte) 

 

Handlungsfeld: 

Öffentliche Politiken 
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Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  
 

Wirkung der Massnahme 

Die Raumentwicklung des Kantons ist jederzeit mit 

der Erhaltung der Wasservorkommen vereinbar. 
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SDG 7 Bezahlbare und saubere Energie  
 

Zielvorgabe 7.1  Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien und Verbesse-

rung der Energieeffizienz  

 

  

Vorrangig be-
einflusste 
Zielvorgaben  

WZ Massnahme  Relevanz  
Verantwortung 
beim Staat  

Thematisch ver-
bunden  

Realisierung  

Verankerung (Kategorie «Versprechen»)  

12.2 

13.1 

7.1 A 7.1 M1 Renovierung öffentlicher Gebäude zur Reduktion ihres 

ökologischen Fussabdrucks und zur Optimierung der Ressour-

cennutzung 

Das HBA steuert diese Massnahme. Dieses Amt setzt die im Rahmen 

des Aktionsplans Nachhaltigkeit 2021ς2026 eingeleiteten Schritte 

fort, um die 46 besonders energieintensiven Staatsgebäude schritt-

weise zu sanieren. 

Bis 2031 wird es die 15-Jahres-Planung für die schrittweise Sanie-

rung des Gebäudebestands implementiert, die notwendige Finanzie-

rung (Verpflichtungskredit) beantragt und die Umsetzung eingelei-

tet haben. 

Um die Durchführung der Massnahme erfolgreich abzuschliessen, 

sucht das HBA die Zusammenarbeit mit dem AfE, dem KGA, dem 

WNA und dem AfU. 

Ausgangslage 

Einige öffentliche Gebäude im Kanton Freiburg sind 

alt, schlecht isoliert und verbrauchen viel Energie. 46 

von ihnen, die vor 2000 gebaut wurden und laut 

Energieetikette in die Kategorie F oder G eingeteilt 

sind, verbrauchen einen grossen Anteil an Energie, 

da sie voluminös sind. Ohne Renovierung bremsen 

sie die Bemühungen des Kantons, seine Treibhaus-

gasemissionen zu reduzieren, wie es die kantonale 

Klimagesetzgebung verlangt. Diese Verzögerung be-

lastet auch den Betriebsaufwand, die Sicherheit und 

den Komfort der Benutzerinnen und Benutzer. 

Wirkung der Massnahme 

Die Energieeffizienz von energieintensiven Gebäu-

den wird verbessert. Ausserdem sinken die Betriebs-

kosten und die Widerstandsfähigkeit der Gebäude 

gegenüber Naturgefahren (z. B. Hagel, Über-

schwemmungen) wird erhöht. Die Einhaltung von 

Gebäudenormen sowie der Komfort der Benutzerin-

nen und Benutzer werden gewährleistet. 

HBA 

AfE 

KGA 

WNA 

AfU 

 Zeithorizont: 

2027ς2031 

 

Mittel (Aushilfsstelle, Finan-

zen): 

ς 

 

Handlungsfeld: 

Funktionsweise des Staats 








































































